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Schriftliche Festsetzungen  

zum Bebauungsplan 
"Gewerbegebiet Mittelstraß" 

der Gemeinde Pfaffenweiler  
(Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald) 

  

Hinweis: Alle wesentlichen Korrekturen bzw. Ergänzungen, die sich nach der Veröf-
fentlichung ergeben haben, werden zur besseren Übersicht gelb markiert. 

Ergänzend zum Zeichnerischen Teil gelten folgende planungsrechtlichen Festsetzun-
gen und örtlichen Bauvorschriften: 

Rechtsgrundlagen 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBI. I S. 3634) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30.10.2025 
(BGBI. 2025 I Nr. 257). 

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBI. 2023 I Nr. 176). 

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Plan-
inhaltes (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I S. 1802). 

- Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 18.03.2025 (GBl. 2025 Nr. 25). 

- Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 24.07.2000 (GBl. S. 582, ber. S. 698) zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 22.07.2025 (GBI. 2025 Nr. 71). 

- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt 
geändert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23.10.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323). 

 

A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN § 9 BauGB 

1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 

1.1 Gewerbegebiet - "GE  

(§ 8 BauNVO i.V. mit § 1 Abs. 4 BauNVO) 

1.1.1 Innerhalb der als Gewerbegebiet - GE - ausgewiesenen Fläche sind Tankstel-
len und Anlagen für sportliche Zwecke nach § 8 Abs. 2 Nr. 3 und 4 BauNVO 
unzulässig.  

  

Fertigung: ...............  

Anlage: ...................  

Blatt: .................... 
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1.1.2 Innerhalb der als Gewerbegebiet - "GE" - ausgewiesenen Fläche sind Woh-
nungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter, Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitli-
che Zwecke sowie Vergnügungsstätten nach § 8 Abs. 3 Nr.1 - 3 BauNVO un-
zulässig. 

1.1.3 Innerhalb der als Gewerbegebiet - "GE" - ausgewiesenen Fläche ist eine Ein-
zelhandelsnutzung ausgeschlossen. 

1.1.4 Ferienwohnungen im Sinne von § 13a BauNVO sind ausgeschlossen. 

2 Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 

2.1 Die Zahl der Vollgeschosse, die Grundflächenzahl (GRZ) und die Geschoss-
flächenzahl (GFZ) werden gemäß den Eintragungen im "Zeichnerischen Teil" 
festgesetzt. . 

2.2 Wandhöhe (§ 9 Abs. 3 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 

2.2.1 Die Wandhöhe wird mit max. 7,00 m festgesetzt. 

Die Wandhöhe wird gemessen ab festgesetztem Höhenbezugspunkt in m ü. 
NHN (gemäß Eintrag im Zeichn. Teil) bis Schnittpunkt Außenwand mit Ober-
kante Dachhaut. 

Bei Pultdächern gilt die Firsthöhe als obere Wandhöhe.  

Bei Flachdächern gilt hier als oberster Bezugspunkt der Wandhöhe die Auf-
kantung des Flachdachs. 

2.3 Firsthöhe 

2.3.1 Die Firsthöhe wird mit max. 10,00 m festgesetzt. 

Die Firsthöhe wird gemessen ab festgesetztem Höhenbezugspunkt in m ü. 
NHN bis zur Oberkante First. 

2.4 Untergeordnete Bauten oder Bauteile 

Ausnahmsweise können für untergeordnete Bauten und Bauteile, wie Kamine, 
Aufzüge, Silos, Kräne etc. absolute Höhen bis max. 12,00 m zugelassen wer-
den, gemessen ab festgesetztem Höhenbezugspunkt in m ü. NHN. 

3 Bauweise 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 

Für die geplante Bebauung wird die "offene" Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 
BauNVO festgesetzt. 
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4 Nebenanlagen 

(§ 23 Abs. 5 BauNVO) 

4.1 Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 1 BauNVO sind nur innerhalb der über-
baubaren Flächen zulässig. 

4.2 Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 1a und Abs. 2 BauNVO sind auch auf 
den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

5 Flächen für Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12, § 14 und § 23 

BauNVO) 

5.1 Stellplätze sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig. 

6 Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluss anderer Flächen an die 
Verkehrsflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 u. 11 BauGB) 

6.1 Eine Erschließung von Osten über den Radweg zum Gewerbegebiet ist unzu-
lässig.  

6.2 Für den Bauhof der Gemeinde kann eine Notausfahrt über den Radweg mit 
einer Breite von max. 6,00 m hergestellt werden. Dafür darf der ausgewiesene 
Pflanzstreifen unterbrochen werden. 

7 Flächen für Versorgung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB) 

Im südöstlichen Bereich des Planungsgebiets ist eine Fläche für Versorgung 
zur Errichtung einer Trafostation ausgewiesen. 

8 Gebiete, in denen bei der Errichtung baulicher Anlagen be-
stimmte bauliche oder technische Maßnahmen getroffen wer-
den müssen, die der Vermeidung oder Verringerung von Hoch-
wasserschäden einschließlich Schäden durch Starkregen die-
nen, sowie die Art dieser Maßnahmen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 16c BauGB) 

8.1 Das anfallende Regenwasser des gesamten Baugebiets ist gedrosselt in den 
Duffernbach einzuleiten. Das hierfür erforderliche Retentionsvolumen ist durch 
unterirdische Retentionsboxen in der Erschließungsstraße zu schaffen. 

8.2 Das auf privaten und öffentlichen Flächen anfallende Regenwasser ist vor Ein-
leitung in den Duffernbach zu behandeln. 
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9 Grünflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

9.1 Die öffentliche Grünfläche direkt am Duffernbach dient dem Gewässerschutz. 

9.2 Die öffentlichen Grünflächen entlang der Erschließungsstraße werden als Ver-
kehrsgrün ausgewiesen. Die planungsrechtliche Festsetzung zur Anpflanzung 
einer Hecke und zur Ansaat ist zu beachten. 

9.3 Die privaten Grünflächen im Norden in einer Breite von 5 m und im Osten in 
einer Breite von 3 m dienen der Eingrünung und sind entsprechend der pla-
nungsrechtlichen Festsetzung Nr. 13.1 und 13.2 anzulegen und dauerhaft zu 
unterhalten. 

Die Festsetzung für Aufschüttungen und Abgrabungen Ziff. 10.1 ist bei der 
östlichen privaten Grünfläche zu beachten. 

10 Gebiete, in denen bei der Errichtung baulicher Anlagen be-
stimmte bauliche oder technische Maßnahmen getroffen wer-
den müssen, die der Vermeidung oder Verringerung von Hoch-
wasserschäden einschließlich Schäden durch Starkregen die-
nen, sowie die Art dieser Maßnahmen (Risikogebiete außer-
halb von Überschwemmungsgebieten im Sinne des § 78b 
Abs. 1 WHG) 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 16c BauGB) 

10.1 Das Planungsgebiet befindet sich im Südwesten in einer Überflutungsfläche 
bei HQextrem. Diese Flächen werden bei extremen Hochwasserereignissen 
überflutet und gelten als Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsge-
bieten nach § 78b WHG. Eine entsprechende Kennzeichnung ist dem Zeichn. 
Teil zu entnehmen.  

Die gesetzlichen Bestimmungen zu Risikogebieten gemäß § 78b Abs. 1 WHG 
sind zu beachten. 

10.2 Für bauliche Anlagen innerhalb des HQextrem Bereiches, wird eine hochwasser-
angepasste Bauweise empfohlen. 

10.3 Gemäß § 78c WHG sind Heizölverbraucheranlagen innerhalb des HQextrem Be-
reiches nicht zulässig. 

11 Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB) 

11.1 Zur Gewährleistung der Standfestigkeit des östlich an das Planungsgebiet an-
grenzenden Radwegs ist ein min. 1 m breiter Geländestreifen innerhalb der 
ausgewiesenen östlichen privaten Grünfläche, angrenzend an den Radweg, 
auf dem bestehenden Geländeniveau zu belassen.  

  



Gemeinde Pfaffenweiler    B-Plan  "Gewerbegebiet Mittelstraß" Planungsrechtliche Festsetzungen 

   Seite 5 

Planungsbüro Fischer Stand: 17.07.2026 

Daran anschließend ist eine Böschung mit einem Neigungswinkel von 1:1,5 
auszuführen. Diese kann mit einer max. 1,0 m hohen Stützmauer begrenzt 
werden. Insgesamt muss die private Grünfläche eine Breite von 3,0 m besitzen 
und entsprechend der Festsetzung Ziff.14.3 angelegt und dauerhaft erhalten 
werden. 

12 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Die aus artenschutzrechtlicher Sicht erforderlichen Vermeidungsmaßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
sind entsprechend den Ausführungen in dem Artenschutzrechtlichen Fachbei-
trag vom August 2025, erstellt vom Biologen Niklas Samuel, Pfaffenweiler, 
durchzuführen. 

12.1 Baumfällungen und Gehölzrodungen (M1) 

Baumfällungen und Gehölzrodungen sind nur außerhalb der Brutzeit bzw. au-
ßerhalb der Aktivitätszeit von Fledermäusen zwischen dem 1. Oktober und 28. 
Februar durchzuführen. 

Vorhandene Nistkästen sind in unbeeinträchtigte Bereiche umzuhängen (z.B. 
östlich gelegene Einzelbäume entlang Dürrenbergweg). 

12.2 Entfernung von Hecken- und Baumbeständen (M2) 

Hecken- oder Baumbestände sollten nur soweit notwendig entfernt werden. 
Alle weiteren, insbesondere randliche Gehölz- und Baumbestände sowie Alt-
bäume sollten möglichst erhalten und vor Beschädigung geschützt werden. 
Dies betrifft insbesondere den hochwertigen Baumbestand im Westen bzw. 
Osten (s. Abb. 2 des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags) 

Um baubedingte Schäden an den zu erhaltenden Bäumen wirksam zu vermei-
den, sind die DIN 18920 und R SBB zwingend einzuhalten. 

12.3 Fledermausfreundliche Beleuchtung (M4) 

Es ist eine fledermausfreundliche Beleuchtung anzubringen. Die Lichtkegel 
sind nur in Richtung der neuen Gebäude oder Zuwege zu installieren; der 
Leuchtstrahl muss nach unten gerichtet sein und eine Ausbreitung in der Ho-
rizontalen besonders in Richtung Duffernbach muss vermieden werden. 

Für die Außenbeleuchtung sind ausschließlich Lampen mit warm- bis neutral-
weißer Lichtfarbe (Farbtemperatur unter 2.000 Kelvin) und einem Hauptspekt-
ralbereich von über 590 Nanometern (z. B. LED-Lampen) oder Leuchtmitteln 
mit einer UV-absorbierenden Leuchtenabdeckung zu verwenden. Zulässig 
sind staubdichte und voll abgeschirmte Leuchten, die im installierten Zustand 
nur unterhalb der Horizontalen abstrahlen (Upward Light output Ratio ULR = 
0 %). 

Nach oben strahlende oder flächige Fassadenbeleuchtung ist nicht zulässig. 
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Die Beleuchtung ist auf das für die verkehrssichere Nutzung der Freiflächen 
notwendige Maß zu beschränken (z. B. durch Zeitschaltuhren oder Bewe-
gungsmelder). Eine Abstrahlung in angrenzende Gehölzbereiche ist gänzlich 
zu vermeiden. 

12.4 Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern (M5) 

Um die Auswirkungen auf die potenziellen Brutmöglichkeiten im nördlichen 
Umfeld des Plangebietes zu minimieren, wird die Anpflanzung von Bäumen 
und Sträuchern im Norden des Plangebietes festgesetzt. 

12.5 Durchführung der Baufeldräumung, Bauphase oder Bodenbearbeitung 
(M8) 

Die  Baufeldräumung, Bauphase oder andere Bodenbearbeitungen sind inner-
halb der Aktivitätsphase von Reptilien (je nach Witterung ab Mitte März bis 
Mitte Oktober) durchzuführen, damit evtl. vorhandene Tiere flüchten können. 

13 Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkun-
gen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

13.1 Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die nach-
folgend angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45 691 weder tags 
(6.00 bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 bis 6.00 Uhr) überschreiten: 

Teilfläche I: LEK, tags = 65 dB(A); LEK, nachts = 43 dB(A) 

Teilfläche II: LEK, tags = 65 dB(A); LEK, nachts = 45 dB(A) 

Teilfläche III: LEK, tags = 65 dB(A); LEK, nachts = 47 dB(A) 

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit von Vorhaben erfolgt nach 
DIN 45 691: 2006-12, Abschnitt 5. 

Gemäß der Tabelle in Anlage 7 des Gutachtens gelten die folgenden Flä-
chenabmessungen S für die Teilflächen I – III:  

S = 4177 m² für Teilfläche I, 

S = 4163 m² für Teilfläche II  

S = 4273 m² für Teilfläche III. 

Die aufgeführten DIN-Normen können bei der Gemeinde Pfaffenweiler einge-
sehen werden.  

13.2 Die Einhaltung (oder Unterschreitung) der Werte des Emissionskontingents ist 
jeweils bei der Antragstellung auf Baugenehmigung oder Nutzungsänderung 
nachzuweisen. Bei diesem Nachweis sind aufgrund betriebsspezifischer 
Randbedingungen ggf. erforderliche Zuschläge (z. B. Impulshaltigkeit, Tonhal-
tigkeit usw.) entsprechend den Festlegungen in der TA Lärm zu berücksichti-
gen. 
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13.3 Falls die Schallausbreitung z. B. durch die abschirmende Wirkung von zwi-
schen den Schallquellen und betrachteten Einwirkungsorten zu berücksichti-
genden Gebäuden beeinflusst wird, können die tatsächlich emittierten flächen-
bezogenen Schall-Leistungspegel L"W das jeweilige Emissionskontingent 
zahlenwertmäßig übersteigen. 

Des Weiteren kann der von lärmarmen Anlagen innerhalb einer Teilfläche 
nicht in Anspruch genommene Teil des zugehörigen Lärmkontingents erfor-
derlichenfalls auf lärmintensive Anlagen innerhalb einer anderen Teilfläche 
übertragen werden. 

13.4 Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass an 
schutzbedürftigen fremden Einwirkungsorten innerhalb des Gewerbegebietes 
die dort jeweils maßgebenden Immissionsrichtwerte der TA Lärm nicht über-
schritten werden. 

13.5 Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens darf das Irrelevanzkriterium der 
DIN 45 691 angewandt werden. 

14 Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und Nr. 25b BauGB / § 178 BauGB) 

14.1 Baumpflanzungen zur Eingrünung 

Im Bereich der Verkehrsgrünfläche am Duffernbach sowie innerhalb der priva-
ten Grünfläche im Norden und Osten des Planungsgebiets sind die im Zeich-
nerischen Teil festgesetzten Bäume (insgesamt mind. 11 Stck.) anzupflanzen 
und dauerhaft zu pflegen. Es sind gebietsheimische Laubbäume (StU 12/14; 
3xv.) oder Wildobstarten gemäß der Artenliste im Anhang zu verwenden. Bei 
Ausfall ist Ersatz zu leisten. 

Bei den Baumpflanzungen ist die FFL-Richtlinie "Empfehlungen für Baum-
pflanzungen - Teil 2: Standortvorbereitungen für Neupflanzungen, Pflanzgru-
ben und Wurzelraumerweiterungen, Bauweisen und Substrate" zu beachten. 

Die Baumpflanzungen werden von der Gemeinde durchgeführt. Für die Unter-
haltung und die Pflege sowie Ersatzpflanzungen nach Ausfall ist der Grund-
stückeigentümer verantwortlich. 

14.2 Strauchpflanzungen zur Eingrünung im Norden (private Grünfläche) 

Zur Eingrünung sind im Bereich der privaten Grünfläche entlang der nördlichen 
Grenze in einer Breite von ca. 5,0 m gebietsheimische Sträucher verschiede-
ner Arten gemäß der Artenliste im Anhang in Gruppen auf mindestens 2/3 der 
im Zeichn. Teil dargestellte Fläche anzupflanzen und dauerhaft zu unterhalten. 
Bei Ausfall der Sträucher ist Ersatz zu leisten. 

Die nicht mit Sträuchern bepflanzten Bereiche, ca. 1/3 der Fläche, innerhalb 
des Pflanzstreifens sind mit gebietseigenem Saatgut (Ursprungsgebiet 9: 
Oberrheingraben gemäß Liste LUBW, Juli 2020) anzusäen und zu pflegen. Bei 
Bedarf kann eine einmalige Mahd des grasreichen Bewuchses durchgeführt 
werden. 
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Die Gemeinde kann den betroffenen Grundstückseigentümer verpflichten, das 
Pflanzgebot zur Anpflanzung von Sträuchern und zur Ansaat umzusetzen. 

14.3 Strauchpflanzungen zur Eingrünung im Osten (private Grünfläche) 

Zur Eingrünung sind im Bereich der privaten Grünfläche entlang der östlichen 
Grenze in einer Breite von ca. 3,0 m gebietsheimische Sträucher verschiede-
ner Arten gemäß der Artenliste im Anhang in Gruppen auf mindestens 2/3 der 
im Zeichn. Teil dargestellte Fläche anzupflanzen und dauerhaft zu unterhalten. 
Bei Ausfall der Sträucher ist Ersatz zu leisten. 

Die nicht mit Sträuchern bepflanzten Bereiche, ca. 1/3 der Fläche, innerhalb 
des Pflanzstreifens sind mit gebietseigenem Saatgut (Ursprungsgebiet 9: 
Oberrheingraben gemäß Liste LUBW, Juli 2020) anzusäen und zu pflegen. Bei 
Bedarf kann eine einmalige Mahd des grasreichen Bewuchses durchgeführt 
werden. 

Die Gemeinde kann den betroffenen Grundstückseigentümer verpflichten, 
das Pflanzgebot zur Anpflanzung von Sträuchern und zur Ansaat umzuset-
zen. 

14.4 Heckenanpflanzung auf Verkehrsgrünfläche 

Im Bereich der Verkehrsgrünfläche ist zwischen Erschließungsstraße und 
dem Tennisgelände eine Hecke mit gebietsheimischen Sträucher gemäß der 
Artenliste anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei Ausfall der Sträucher 
ist Ersatz zu leisten. 

14.5 Begrünung von Stellplatzanlagen 

Auf den privaten Stellplatzanlagen ist je angefangene vier Stellplätzen min-
destens ein standortgerechter Laubbaum (StU 12/14; 3xv.) gemäß der Arten-
liste im Anhang in unmittelbarer räumlicher Zuordnung zur Stellplatzanlage zu 
pflanzen. Die Baumscheibe ist ausreichend zu dimensionieren und mit niedri-
gen, standortgerechten Gehölzen zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
Bei Ausfall ist Ersatz zu leisten. 

Bei den Baumpflanzungen ist die FFL-Richtlinie "Empfehlungen für Baum-
pflanzungen - Teil 2: Standortvorbereitungen für Neupflanzungen, Pflanzgru-
ben und Wurzelraumerweiterungen, Bauweisen und Substrate" zu beachten. 

Die Gemeinde kann betroffene Grundstückseigentümer verpflichten, das 
Pflanzgebot zur Anpflanzung von Bäumen umzusetzen. 

14.6 Innere Durchgrünung 

Je angefangene 800 m² Grundstücksfläche ist mindestens ein standortgerech-
ter Laubbaum (StU 12/14; 3xv.) entsprechend der Artenliste im Anhang anzu-
pflanzen und zu unterhalten. Bei Ausfall ist Ersatz zu leisten. Der Standort in-
nerhalb des Grundstücks (Gewerbegebiet) ist frei wählbar, die privatrechtli-
chen Vorschriften sind einzuhalten. 

Das Pflanzgebot zur Eingrünung und zur Begrünung von Stellplatzanlagen ist 
anrechenbar. 

Die Gemeinde kann betroffene Grundstückseigentümer verpflichten, die 
Pflanzgebote umzusetzen. 
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14.7 Erhalt bzw. Ansaat eines grasreichen Bewuchses 

Der vorhandene grasreiche Bewuchs im Gewässerrandstreifen innerhalb der 
öffentlichen Grünfläche ist zu erhalten, ggf. durch Nachsaat von gebietseige-
nem Saatgut (Ursprungsgebiet 9: Oberrheingraben gemäß Liste LUBW, Juli 
2020) zu ergänzen und dauerhaft zu pflegen.  

Die Verkehrsgrünflächen direkt angrenzend an die Erschließungsstraße sind 
im Niveau anzugleichen und anzusäen unter Verwendung eines gebietseige-
nem Saatguts. (s. o.) 

Der grasreiche Bewuchs ist einmalig, möglichst abschnittsweise zu mähen. 
Das Mähgut ist abzutransportieren. 

14.8 Fassadenbegrünung 

Fensterlose Außenwandflächen von Gebäuden ab einer Größe von 100 m² 
sind mit selbstklimmenden, rankenden oder schlingenden Kletterpflanzen zu 
begrünen. Je 2,00 m Wandfläche ist mind. 1 Kletterpflanze anzupflanzen und 
dauerhaft zu pflegen. 

14.9 Dachbegrünung 

Die Pflicht einer Photovoltaikanlage gemäß dem Klimaschutzgesetz Baden 
Württemberg ist zu beachten. 

Flachdächer und flachgeneigte Dächer (0-10°), sowohl auf Hauptgebäuden 
als auch auf Garagen und Carports, sind extensiv mit einer Substrathöhe von 
mindestens 8 cm zu begrünen. 

15 Zuordnung der Ausgleichsflächen oder -maßnahmen  

(§ 1 BauGB i.V.m. §§ 135 a + b BauGB) 

15.1 Ökologische Aufwertungsmaßnahmen 

Die zur ökologischen Aufwertung und Eingrünung vorgesehene Baum- und 
Strauchpflanzung incl. Ansaat im Bereich der öffentlichen und privaten Grün-
flächen sowie auf privaten Grundstücken, - Ziff. 11.1, 11.4 und 11.7- wird den 
zu erwartenden Eingriffen, die durch die Anlage der Verkehrsflächen und 
durch die Bebauung der privaten Grundstücke entstehen, zugeordnet. 

15.2 Naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen 

Für die nicht innerhalb des Planungsgebiets ausgleichbaren naturschutz-
rechtlichen Eingriffe in die Schutzgüter Boden und Pflanzen/Tiere und biologi-
sche Vielfalt, die durch die Anlage der Straße und durch die Bebauung der 
privaten Grundstücke entstehen, ist ein Ausgleich durch nachfolgende Maß-
nahmen zu erbringen: 

 Umwandlung einer Ackerfläche in Feldgehölze mit Saum  
auf den Teilflächen der Flst.Nrn. 7012 bis 7018,  
auf Gemarkung Pfaffenweiler  
mit einem Aufwertungspotential von 14.094 Ökopunkten 
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 Abbuchung aus dem Ökokonto der Gemeinde Pfaffenweiler 

PF 002: Trockenmauer Batzenberg 
mit einem Aufwertungspotential von 207.420 Ökopunkten, 
zugeordnet werden 65.351 Ökopunkte  

PF 004: Buchenwald 
mit einem Aufwertungspotential von 66.556 Ökopunkten, 
zugeordnet werden 46.343 Ökopunkte 

PF 005: Eichen-Sekundärwald 
mit einem Aufwertungspotential von 95.004 Ökopunkten, 
zugeordnet werden 95.004 Ökopunkte 
 

16 Anhang zu den Festsetzungen 

Die nachfolgenden Baum- und Straucharten sowie Bäume und Sträucher ver-
gleichbarer Arten sind bei den Anpflanzungen zu verwenden. 

16.1 Begrünung von Stellplatzanlagen / Innere Durchgrünung 

Zur Anpflanzung von Laubbäumen im Bereich der privaten Stellplatzanlagen 
sowie auf privaten Grundstücken sind Arten entsprechend der aktuellen Emp-
fehlungen der GALK Liste der deutschen Gartenamtsleiterkonferenz zu ver-
wenden. 
(https://www.galk.de/arbeitskreise/stadtbaeume/themenuebersicht/strassen-
baumliste/galk-strassenbaumliste) 

16.2 Baum- und Strauchpflanzung zur Eingrünung 

Die nachfolgende Liste, die der Veröffentlichung der LUBW Karlsruhe „Ge-
bietseigen Gehölze in Baden-Württemberg (2002)“ entnommen ist, zeigt Arten 
auf, die im Naturraum des Planungsgebietes ursprünglich vorkommen und 
dort beheimatet sind. 

Die Artenliste ist nur als Hinweis/Empfehlung zu verstehen und nicht als ver-
bindliche Pflanzenliste. Die Bepflanzung sollte sich an den Arten der Liste ori-
entieren. Aber die konkreten Standortkriterien sowie geänderte Bedingungen, 
die z. B. durch die Klimaerwärmung gegeben sind, sind zu beachten. Im Hin-
blick auf die konkrete Situation (angrenzend an Landwirtschaftsfläche bzw. 
Radweg, Straßenraum, Schattierung, Solaranlagen etc.) wird empfohlen klein-
kronige Sorten bzw. Arten mit schlankem, lichtem Habitus zu verwenden. 
 

  

https://www.galk.de/arbeitskreise/stadtbaeume/themenuebersicht/strassenbaumliste/galk-strassenbaumliste
https://www.galk.de/arbeitskreise/stadtbaeume/themenuebersicht/strassenbaumliste/galk-strassenbaumliste
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Pfaffenweiler Herkunftsgebiet (6): Oberrheingraben 
 Naturraum (201): Markgräfler Hügelland 

     

Kürzel  Wissenschaftlicher Name 
  

Große Bäume: 
SAh* Acer platanoides   (Spitzahorn) 
Bi* Betula pendula   (Hänge-Birke) *1 
Bu* Fagus sylvatica   (Rotbuche)  
Es* Fraxinus excelsior  (Gewöhnliche Esche) *3 
TEi* Quercus petraea  (Trauben-Eiche) 
SEi* Quercus robur   (Stiel-Eiche)  
WLi* Tilia cordata    (Winter-Linde)  
SLi* Tilia platyphyllos  (Sommer-Linde) 
FUl Ulmus minor   (Feld-Ulme)  

  

Kleine bis mittelgroße Bäume: 
FAh Acer campestre   (Maßholder, Feld-Ahorn)  
SEr* Alnus glutinosa   (Schwarz-Erle) *1 
Hb* Carpinus betulus   (Hainbuche)  
ZP* Populus tremula   (Zitterpappel, Espe)  
VKi* Prunus avium   (Vogel-Kirsche)  
TKi Prunus padus   (Gewöhnliche Traubenkirsche) *2 
SiW Salix alba    (Silber-Weide)  
FW Salix rubens   (Fahl-Weide)  

SaW Salix caprea    (Sal-Weide)  
KW Salix viminalis   (Korb-Weide)  
Els Sorbus torminalis  (Elsbeere) 

  

Sträucher: 
Hri Cornus sanguinea  (Roter Hartriegel) *2 
Ha Corylus avellana   (Gewöhnliche Hasel) *1 

ZWd Crataegus laevigata  (Zweigriffeliger Weißdorn)  
EWd Crataegus monogyna  (Eingriffeliger Weißdorn)  

Pf Euonymus europaeus  (Gewöhnl. Pfaffenhütchen) *2 
Fb Frangula alnus   (Faulbaum) *2 
Lig Ligustrum vulgare  (Gewöhnlicher Liguster) *2 
Hk Lonicera xylosteum  (Rote Heckenkirsche) 
Sc Prunus spinosa   (Schlehe)  
Kd Rhamnus cathartica  (Echter Kreuzdorn) *2 

HRo Rosa canina   (Echte Hunds-Rose)  
WRo Rosa rubiginosa  (Wein-Rose) 
GW Salix cinerea   (Grau-Weide)  
PW Salix purpurea   (Purpur-Weide)  
MW Salix triandra   (Mandel-Weide)  
SHo Sambucus nigra   (Schwarzer Holunder)  
WS Viburnum lantana   (Wolliger Schneeball) *2 
GS Viburnum opulus   (Gewöhnlicher Schneeball) *2   

Durch Fettschrift hervorgehoben sind Arten des Hauptsortiments, die bei Anpflanzungen in 
der freien Landschaft bevorzugt verwendet werden sollen. 
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Bei den mit "*" gekennzeichneten Gehölzen sind die im Forstvermehrungsgutgesetz (FoVG) 
definierten Herkunftsgebiete zu berücksichtigen. 

*1: allergene Arten, *2: giftige Arten, *3: aufgrund des Eschentriebsterbens wird die Anpflan-
zung der Gewöhnlichen Esche nicht empfohlen 

 

Des Weiteren kann zur Eingrünung in dem festgesetzten 5 bzw. 3 m breiten 
Pflanzstreifen Obst bzw. Wildobst angepflanzt werden. 

Nachfolgende Wildobstsorten werden empfohlen: 

 Kirsche 

 Wildapfel 

 Wildbirne 

 Elsbeere 

 Speierling 
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B ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN  

1 Dach- und Fassadengestaltung 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1.1 Die Festsetzung der Dachneigung erfolgt durch Eintrag im "Zeichn. Teil". 

1.2 Für alle Gebäude und Gebäudeteile sind nur Satteldächer, Pultdächer und 
Satteldächer in der Form von versetzten Pultdächern sowie Flachdächer zu-
lässig.  

1.3 Metallisch-glänzende und auffallend helle Dachflächen sind unzulässig. 
Dies bezieht sich nur auf Dacheindeckungen und nicht auf PV-Anlagen. 

1.4 Material und Farbe der Gebäude sind so zu wählen, dass eine Aufheizung der 
Gebäude weitgehend vermieden wird (helle Farben, Materialien, die sich we-
nig aufheizen). 

2 Werbeanlagen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 

2.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung im EG-Bereich bis zu 
6,00 m Höhe zulässig. 

2.2 Selbstleuchtende sowie bewegliche Schrift- und Bildwerbung sind nicht zuläs-
sig. 

3 Gestaltung der unbebauten Grundstücksflächen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

3.1 Gestaltung der unbebauten Grundstücksflächen und Vorgärten 

Nicht bebaute Flächen sind als Grünfläche oder gärtnerisch genutzte Flächen 
insektenfreundlich anzulegen und zu unterhalten. Dabei sind einheimische 
Gehölze zu verwenden. Ausgenommen hiervon sind notwendige Zugänge, 
Zufahrten und Abstellplätze. 

Das Verbot von Schottergärten ist zu beachten. Auch die Verwendung von 
Folie mit Rindenmulchabdeckung ist verboten. 

3.2 Gestaltung befestigter Flächen 

Die befestigten Flächen sind unter Berücksichtigung betrieblicher Belange auf 
ein Minimum zu beschränken. 

Die Zufahrten, Stellplätze und Lagerflächen sind soweit dort nicht mit Gefähr-
dungen des Grundwassers durch Schadstoffeintrag zu rechnen ist, in wasser-
durchlässigen Belägen auszuführen. 
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4 Einfriedungen 
(§ 74 Abs. 1, Nr. 3 LBO) 

4.1 Entlang des öffentlichen Verkehrsraums sind offene Einfriedungen sowie He-
cken bis zu einer Höhe von 1,80 m zulässig. Ausnahmsweise können größere 
Höhen gestattet werden, wenn diese aus Sicherheitsgründen erforderlich sind. 

4.2 Einfriedungen aus Kunststoff, Kunststoffummantelung oder Textilbespannung 
sind unzulässig. 

4.3 Stützmauern sind mit einer max. Höhe von 1,0 m als Natursteinmauern, Be-
tonmauern, Gabionen sowie Pflanzringe zulässig. Die Stützmauern, mit Aus-
nahme von Natursteinmauern, sind zu begrünen.  
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HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN  

1 Hinweise des RP Stuttgart - Landesamt für Denkmalpflege 

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Be-
funde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder 
Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerk-
zeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mau-
erreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf 
des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhal-
ten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium 
Stuttgart, Referat 84 - Archäologische Denkmalpflege (E-Mail: abtei-
lung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hingewiesen. Bei 
der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 
kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

2 Hinweise des Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für 
Geologie, Rohstoffe und Bergbau 

2.1 Ingenieurgeologie 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Last-
abtragung geeignet sind, sowie einem oberflächennahen saisonalen Schwin-
den (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/to-
nigschluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder 
von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, 
zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur 
Baugrubensicherung) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen ge-
mäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfoh-
len. 

 

2.2 Heilquellenschutzgebiet 

Das Planungsgebiet liegt in der Zone II des Heilquellenschutzgebiets der Fas-
sung „Thermalquelle IV Bad Krozingen“ (HQS-Nr.: 315025).  

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen 
durch das LGRB statt. 
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3 Hinweise des Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald, Amt 
für Umweltrecht / Wasser, Boden und Altlasten 

3.1 Altlasten 

Im Planungsgebiet sind keine Altlasten bekannt. 

3.2 Bodenschutz 

Hinweise und Bestimmungen zum Bodenschutz 

Für den Abtrag, Zwischenlagerung und Auftrag von kulturfähigen Boden-
schichten und zur Vermeidung und Minderung von Bodeneingriffen in zukünf-
tigen Grünflächen oder zur Errichtung temporär genutzter Baustelleneinrich-
tungsflächen, Baustraßen und Lagerflächen, gilt: 

Bei der Benutzung von Boden (Befahren, Lagern, usw.) sowie beim Abgraben, 
Auftragen, Umlagern und Zwischenlagern von Bodenmaterial gilt das Vermei-
dungsgebot zur Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenverände-
rungen nach § 7 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Bodenverände-
rungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundesbodenschutzgesetz-
BBodSchG) einschließlich der Anforderungen an das Auf- und Einbringen und 
Umlagern von Materialien nach § 6 BBodSchG. Schädliche Bodenverände-
rungen (Bodenverdichtungen, Schadstoffeinträge, etc.) sind vorsorglich zu 
vermieden. 

Neben den allgemeinen Bestimmungen und Rechtsvorschriften sind insbe-
sondere die Vorschriften der Neufassung der Bundesbodenschutzverordnung 
(BBodSchV n. F.) und der Ersatzbaustoffverordnung (EBV), für die Benutzung, 
den Umgang und die (Weiter)Verwertung von Bodenmaterial zu beachten und 
anzuwenden. Ober- und Unterboden sind entsprechend BBodSchV und DIN 
19731 schonend und getrennt voneinander auszubauen. Sie dürfen nicht ver-
mischt werden und müssen getrennt voneinander gelagert werden.  

Im Unterboden weisen Farbunterschiede, zunehmender Steingehalt, Verän-
derung der Musterung und/oder der Dichte auf einen Horizontwechsel hin.  
Unterböden mit unterschiedlichen Steingehalten, Farben, Mustern und/oder 
Dichte (Horizonte) sind getrennt auszubauen und zu lagern. 

Ausgebaute Böden (Ober- und Unterboden) sind fachgerecht entsprechend 
DIN 19731 zwischenzulagern und im nutzungsfähigen Zustand zu erhalten 
und vor Verlust und Verunreinigung zu schützen. 

Beim Wiedereinbau sind die natürlichen Schichtfolgen und -mächtigkeiten aus 
Ober- und Unterboden und Untergrund wiederherzustellen. Dabei sind über-
mäßige Verdichtungen entsprechend DIN 19731 zu vermeiden. 

Zum Erhalt und zur Schaffung von Grün- und Freiflächen sind Böden vorhan-
dener und zukünftiger Grünflächen vor baulichen und sonstigen schädlichen 
Beeinträchtigungen zu schützen, insbesondere vor Befahrungen und dadurch 
ausgelöste Verdichtungen. Hierzu sollten Grünflächen eindeutig erkennbar 
baulich abgegrenzt werden (z. B. mit Bordsteinen, Gräben, Hecken, Natur-
steinblöcken, Bauzaun (während Baumaßnahmen), Poller etc.) 
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Bei Geländeauffüllungen innerhalb des Baugebiets, z.B. zum Zwecke des Erd-
massenausgleichs, der Geländemodellierung, darf der humose Oberboden 
(Mutterboden) des Urgeländes nicht überschüttet werden. Für Geländeauffül-
lungen ist ausschließlich unbelasteter Unterboden (Aushubmaterial) zu ver-
wenden. 

Die Bodenversiegelung durch Nebenanlagen ist auf das unabdingbare Maß 
zu beschränken, womöglich sind Nebenanlagen sowie Zugangswege, Terras-
sen und Garagenvorplätze mit wasserdurchlässigen Belägen (z.B. Rasengit-
tersteine, Schotterrasen, wassergebundene Decke) befestigt werden. 

Bei gewerblichen Hofflächen ist eine wasserundurchlässige Versiegelung nur 
zulässig, wenn auf diesen Flächen wassergefährdende Stoffe umgeschlagen 
werden bzw. die Befahrung mit schweren Nutzfahrzeugen eine stabile Fahr-
bahn erfordert. 

Stoffliche Bodenverunreinigungen durch Öle, Bitumenreste, andere Chemika-
lien, Bauschutt, Betonschlämme, etc. im Verlauf der Baumaßnahmen sind zu 
vermeiden. Im Baugebiet anfallender Bauschutt und sonstige Abfälle sind ord-
nungsgemäß zu verwerten bzw. zu entsorgen. Bauschutt und andere Abfälle 
dürfen nicht als An- und Auffüllungsmaterial von Geländemulden und Lei-
tungsgräben etc. verwendet werden. 

Eine Vermischung von Bodenmaterial mit Fremdmaterialien und Bauabfällen 
ist unzulässig. Eventuelle Fremdmaterialeinträge sind rückstandslos zu entfer-
nen. 

Bei Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebietes, z.B. zum Zwecke des 
Massenausgleichs, der Geländemodellierung, usw., ist der Mutterboden des 
Urgeländes im Vorfeld abzuschieben (keine Überschüttung). Für die Auffül-
lung darf ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) verwendet werden. 

Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen o-
der erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen 
werden können, sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu melden. Die Art 
und Weise der erforderlichen weitergehenden Sachverhaltsermittlung ist mit 
der Untere Bodenschutzbehörde abzustimmen. 

Erfolgte bzw. vorgefundene Bodenbelastungen sind dem Landratsamt, Amt für 
Wasserwirtschaft und Bodenschutz, zu melden. Nach § 3 Abs. 4 Landes- 
Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) bei einem zu erwartenden Anfall von 
mehr als 500 m³ Bodenaushub der verfahrensführenden Behörde ein Abfall-
verwertungskonzept vorzulegen. Der Bodenaushub ist hierbei möglichst hoch-
wertig zu verwerten (§ 3 Abs. 2 LKreiWiG). 

Gemäß § 2 Abs. 3 LBodSchAG ist bei Vorhaben mit Eingriffen in unversiegelte, 
nicht baulich veränderte oder unbebaute Flächen ab 0,5 ha ein Bodenschutz-
konzept zu erstellen. Die Erstellung nach DIN 19639 wird empfohlen, ggf. ab-
weichende Vorgaben der zuständigen Unteren Bodenschutzbehörde sind zu 
berücksichtigen. 
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3.3 Grundwasserschutz 

Es ist davon auszugehen, dass geringe Grundwasserflurabstände vorherr-
schen. Es wird darauf hingewiesen, dass das Bauen im Grundwasser erlaub-
nispflichtig ist. 

3.4 Regenwasserbehandlung 

Aufgrund der unklaren möglichen Belastungen des Niederschlagswassers und 
der fehlenden Informationen und Festlegungen sollte im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahrens bei Gewerbebetrieben mit einem möglichen Ver-
schmutzungspotential die Schädlichkeit und ggf. notwendige Behandlung im 
Rahmen einer wasserrechtlichen Erlaubnis geprüft werden.  

Eine vorgeschaltete Behandlungsanlage auf dem Baugrundstück benötigt 
eine DIBt- oder gleichwertige Zulassung. Die erlaubnisfähige Behandlungsan-
lage stellt aufgrund der Ableitung in ein Oberflächengewässer eine Einzelfall-
entscheidung dar. Diese sollten mit dem FB 450 Gewerbeaufsicht abgestimmt 
werden. 

4 Hinweise des Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald, Amt 
für Naturschutz 

4.1 Vermeidung von Vogelschlag 

Um das Vogelschlagrisiko zu minimieren, sind großflächige, vertikal zusam-
menhängende Glasflächen ab einer Fläche von drei Quadratmetern durch 
technische Maßnahmen für Vögel sichtbar zu machen sowie verspiegelte Fas-
saden oder volltransparente Verglasungen über Eck, beispielweise als Bal-
kongeländer, nicht zulässig.  

Auf die aktuellen Informationen und die darin aufgeführten Minimierungsmaß-
nahmen wird verwiesen: https://vogelglas.vogelwarte.ch/ 

4.2 Vermeidung von Blendwirkung 

Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen für die Schutzgüter „Pflanzen/Tiere“ 
und „Landschaftsbild“ sowie zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbots-
tatbestände (insbesondere Vögel) sind bei großen Fensterflächen und Anla-
gen, die der regenerativen Energiegewinnung dienen, nicht-spiegelnde, nicht-
reflektierende und nicht-blendende Materialien zu verwenden. 

5 Hinweise zum Artenschutz 

Die aus artenschutzrechtlicher Sicht erforderlichen Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, die die an-
grenzenden Gehölzbestände betreffen, sind entsprechend den Ausführungen 
in dem Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag vom März 2025, erstellt vom Bio-
logen Niklas Samuel, Pfaffenweiler, durchzuführen. 

  



Gemeinde Pfaffenweiler    B-Plan  "Gewerbegebiet Mittelstraß" Hinweise und Empfehlungen 

   Seite 19 

Planungsbüro Fischer Stand: 17.07.2026 

5.1 Kontrolle auf Fledermausbesatz (M3) 

Sind Baumfällungen dennoch notwendig, müssen die betroffenen Bäume un-
mittelbar vor Fällung auf aktuellen Fledermausbesatz durch eine geeignete 
Fachperson überprüft werden, um die Tötung und Schädigung von Individuen 
(§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatschG) sowie die Zerstörung von Fortpflanzungsstätten 
(§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatschG) sowohl im Sommer- als auch im Winterhalbjahr 
zu vermeiden. 

5.2 Bauzaun (M4) 

Die Baustelleneinrichtung darf die Biotope (angrenzende Gehölzbestände) 
nicht beeinträchtigen, wodurch eine Kennzeichnung mit Bauzaun sinnvoll sein 
kann. 

5.3 Ersatzpflanzungen von Bäumen (M6) 

Sollten Baumfällungen notwendig sein, sind diese durch Neupflanzungen 
durch heimische Baumarten zu ersetzen. 

5.4 Anpflanzung von Gehölzen (M7) 

Am westlichen Rand angrenzend an das Plangebiet auf Teilflächen der 
Flst.Nrn. 7012 bis 7018 wird die Entwicklung eines Feldgehölzes festgesetzt. 
Bei der Auswahl Neupflanzungen kann auf Baumarten der Aue zurückgegrif-
fen werden. (siehe Zuordnungsfestsetzung der naturschutzrechtlichen Aus-
gleichsmaßnahme Ziff. 13.2) 

6 Hinweise zu DIN - Vorschriften 

Die in den planungsrechtlichen Festsetzungen und Hinweisen genannten DIN-
Vorschriften sind beim Rathaus der Gemeinde Pfaffenweiler während der all-
gemeinen Öffnungszeiten einzusehen. Die DIN-Vorschriften sind auch bei der 
DIN Media GmbH, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin, erhältlich und beim Deut-
schen Patent- und Markenamt, 80331 München, archivmäßig gesichert hinter-
legt. 
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Planer  Mahler, Bürgermeister   

 
 
 
 
AUSFERTIGUNG 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser 
Festsetzungen unter Beachtung des nach-
stehenden Verfahrens mit den hierzu er-
gangenen Beschlüssen des Gemeinderats 
der Gemeinde Pfaffenweiler übereinstimmt: 

Aufstellungsbeschluss 09.04.2025 
Veröffentlichung 30.03. - 04.05.2026 
Satzungsbeschluss 29.07.2026 

 

Pfaffenweiler, ................................... ........................................................................ 

   Mahler, Bürgermeister 
 

 
RECHTSVERBINDLICHKEIT 

Nach § 10 Abs. 3 BauGB, in der Fassung  
der letzten Änderung vom 30.10.2025 
Durch Bekanntmachung im Amtsblatt vom ....... 

 

Pfaffenweiler, ................................... ........................................................................ 

 Mahler, Bürgermeister 


